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Die rechtlichen Grundlagen für die EBI sind seit der Vertragsreform 	
von Lissabon in Artikel 11 des EU-Vertrags festgeschrieben. 

Artikel 11 Abs. 4 des EU-Vertrags
Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, deren Anzahl mindestens eine Million
betragen und bei denen es sich um Staatsangehörige einer erheblichen Anzahl 
von Mitgliedstaaten handeln muss, können die Initiative ergreifen und die 
Europäische Kommission auffordern, im Rahmen ihrer Befugnisse geeignete	
Vorschläge zu Themen zu unterbreiten, zu denen es nach Ansicht jener 
Bürgerinnen und Bürger eines Rechtsakts der Union bedarf, um die Verträge 
umzusetzen.

Die genauen Regeln für Bürgerinitiativen haben Europaparlament und Rat 	
gemeinsam in einer Verordnung festgelegt. Wir stellen sie auf den folgenden 
Seiten vor.

Was ist die Europäische  
Bürgerinitiative?

Die Europäische Bürgerinitiative (EBI) ist das erste länderübergreifende Bürgerbeteiligungs-
instrument weltweit. Sie gibt den Bürgerinnen und Bürgern der Europäischen Union von 
April 2012 an die Möglichkeit, sich direkt in die Politik der EU einzumischen. 

Wenn mindestens eine Million Unterschriften für eine EBI zusammenkommen, muss sich 
die Europäische Kommission mit dem Anliegen der Initiative befassen und kann dazu einen 
entsprechenden Gesetzesvorschlag erarbeiten. Damit haben Bürgerinnen und Bürger 
erstmals die Möglichkeit, die politische Agenda der EU aktiv mit zu gestalten. Noch haben 
sie keine direkte Entscheidungsmöglichkeit. Aber sie können die Entscheidungsträger in 
Brüssel unmittelbar auf ihre Probleme aufmerksam machen und die Kommission dazu 
verpflichten, sich mit ihren Forderungen ernsthaft auseinanderzusetzen. 
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2. Welche Initiativen sind zulässig? 

Die Kommission prüft die Initiative und registriert sie anschließend auf ihrer 	
Website. Sie kann nur solche Initiativen ablehnen, die 

■■ offensichtlich außerhalb der rechtlichen Zuständigkeit der Kommission liegen,

■■ offensichtlich den demokratischen Grundwerten der EU zuwiderlaufen oder

■■ offensichtlich missbräuchlich, nicht ernst gemeint oder schikanös sind.  

Alle anderen Initiativen sind zulässig. Falls die Kommission eine Initiative ablehnt, 
können die Organisatoren dagegen beim Europäischen Gerichtshof klagen. 

1. Wer kann eine Bürgerinitiative einreichen?

Eine Bürgerinitiative kann nicht von Einzelnen, sondern nur von einem Bürgerausschuss 
eingereicht werden. Das ist eine Gruppe von mindestens sieben EU-Bürgerinnen und 	
-Bürgern aus sieben verschiedenen Mitgliedsstaaten. 

In ebenso vielen Mitgliedsstaaten müssen später auch die Unterschriften gesammelt 
werden. Der Bürgerausschuss, den es in ähnlicher Form beispielsweise auch in der Schweiz 
gibt, soll undurchdachte „Schnellschüsse“ verhindern und gewährleisten, dass nur solche  
Initiativen gestartet werden, die gut vorbereitet sind. Aus diesem Grund müssen die Initia-
toren auch einen Blick in die EU-Verträge werfen und angeben, auf welchen Vertragsartikel 
sich ihre Initiative bezieht. Wenn sie sich dabei vertun, bleibt die Initiative aber trotzdem 
zulässig. 

Wie funktioniert die EBI? 
Eine Erklärung in fünf Schritten
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Demokratische Grundwerte

Die Kommission akzeptiert keine Initiativen, die offensichtlich den demokratischen 	
Grundwerten der EU zuwiderlaufen. Damit soll Extremisten die Gelegenheit verwehrt 
werden, ihre Ansichten über die Website der Kommission zu verbreiten. Initiativen, die 
augenscheinlich die Achtung der Menschenwürde oder die anderen in Artikel 2 des 	
EU-Vertrags festgeschriebenen Grundwerte verletzen, ist damit ein Riegel vorgeschoben. 

Artikel 2 des EU-Vertrags 
Die Werte, auf die sich die Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, 	
Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschen-
rechte einschließlich der Rechte der Personen, die Minderheiten angehören.

Das ist zum Beispiel unzulässig: 

■■ Eine Initiative, die „Islamisten“ oder ethnischen Gruppen das Recht auf einen Anwalt 
in Strafverfahren EU-weit verwehren will (Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip und 
Diskriminierungsverbot) 

■■ Eine Initiative, die durchsetzen will, dass die EU keine Filme mehr fördern darf, in 	
denen es um Abtreibung, Homosexualität oder Sex vor der Ehe geht (Verstoß gegen 	
die Meinungsfreiheit)

Rechtliche Zuständigkeit

Initiativen, die offensichtlich außerhalb der rechtlichen Zuständigkeit der Kommission 
oder der EU generell liegen, werden nicht zugelassen. Aus Sicht der Kommission gehören 
dazu insbesondere 

■■ Initiativen, die auf eine Änderung der EU-Verträge abzielen, und 

■■ 	Initiativen in Politikbereichen der EU, in denen die Kommission keine Kompetenzen hat. 

Dagegen muss die Kommission Initiativen zulassen, bei denen die Vertragsgrundlage nicht 
eindeutig oder die rechtliche Zuständigkeit strittig ist.  

Beispiele: Welche Initiativen sind zulässig?

Zulässig Nicht zulässig

Umweltschutz und Verbraucherschutz 
(mit wenigen Ausnahmen)

Mindesteinkommen

Welthandelspolitik der EU 

Datenschutz

Schulsystem

Soziale Sicherungssysteme

Verbot von Abtreibungen 

Europäische Sicherheits- und  
Verteidigungspolitik
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3.	Welche Regeln gelten für die  
	U nterschriftensammlung? 

■■ 	Initiatoren können Unterschriften für ihre Initiative grundsätzlich online oder 
auf Papier sammeln. Für die Online-Sammlung stellt die Kommission kostenfrei 
eine Open-source-Software zur Verfügung. 

■■ 	Die Unterschriften können aber nur in den Sprachen gesammelt werden, in 
denen die Initiative bei der Kommission registriert ist. Für die Übersetzung sind 
die Initiatoren verantwortlich.

■■ Eine Initiative unterzeichnen kann jeder EU-Bürger/ jede EU-Bürgerin, der/ die 
im jeweiligen Mitgliedsstaat das Wahlalter erreicht hat.

■■ Damit die Unterschriften am Ende überprüft werden können, müssen die Unter
zeichner in der Regel Name, Adresse und Geburtsdatum angeben. 	
Manche Länder verlangen auch die Personalausweisnummer oder eine persön-
liche Identifikationsnummer. Die Initiatoren müssen sich dabei aber an strenge 
Datenschutzregeln halten.   Länder, die keine persönliche Identifkationsnummer verlangen

Irland

Grossbritannien

Deutschland
Belgien

Niederlande

Dänemark

Slowakei

Finnland

estland
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4. Wann ist eine Initiative erfolgreich?

Bei der europäischen Bürgerinitiative sollen nicht Einzelinteressen im Vordergrund 
stehen, sondern europäische Anliegen, die Bürger aus mehreren Mitgliedsstaaten 
betreffen. Deshalb muss eine Initiative zwei Hürden überspringen, um erfolgreich 
zu sein: 

■■ 	Sie muss von mindestens einer Million EU-BürgerInnen unterstützt werden und

■■ sie braucht zusätzlich eine bestimmte Mindestzahl von UnterstützerInnen aus 	
mindestens einem Viertel der Mitgliedsländer (derzeit sieben). Die Mindestzahl 
der Unterstützer pro Land reicht von 3750 im kleinsten EU-Land Malta bis 
74.250 im bevölkerungsreichen Deutschland. 

Die Unterschriften müssen innerhalb  von 12 Monaten gesammelt werden. Sie 
werden anschließend von der zuständigen Behörde im jeweiligen Mitgliedsland 
auf Dopplungen und Phantasienamen überprüft. 

Die Mindestzahl der Unterschriften pro Land orientiert sich an der Anzahl der 
Abgeordneten im Europaparlament je Mitgliedsstaat.

Belgien	 16500
Bulgarien	 12750
Dänemark	 9750
Deutschland	 74250
Estland 	 4500
Finnland	 9750
Frankreich	 54000
Griechenland	 16500
Irland	 9000
Italien	 54000
Lettland	 6000
Litauen	 9000
Luxemburg	 4500
Malta	 3750

Niederlande	 18750
Österreich	 12750
Polen	 37500
Portugal	 16500
Rumänien	 24750
Schweden	 13500
Slowakei	 9750
Slowenien	 5250
Spanien	 37500
Tschechische Republik	 16500
Ungarn	 16500
Vereinigtes Königreich 	 54000
Zypern	 4500

Mindestzahl von Unterschriften pro Land



14 15

5. Was passiert mit einer erfolgreichen Initiative?

Die Kommission ist zwar nicht dazu verpflichtet, zu jeder Initiative, welche die 	
Eine-Million-Schwelle überschritten hat, einen Gesetzentwurf vorzulegen. 	
Politisch haben erfolgreiche Initiativen trotzdem Folgen. Denn die Initiatoren 	
haben das Recht auf eine öffentliche Anhörung im Europaparlament. Dabei 
können sie ihre Anliegen und Forderungen direkt mit der Kommission und den 
Europaabgeordneten diskutieren. Danach entscheidet die Kommission, ob sie 	
die Initiative aufgreift. 

Wie das Gesetz am Ende ausgestaltet wird, entscheiden Rat und Parlament. 	
Die Initiatoren haben dabei kein formales Mitspracherecht mehr. Sie können 	
aber versuchen, informell Einfluss zu nehmen. 

Sieben Personen aus sieben Mitgliedsstaaten 	
der EU reichen die Initiative bei der Kommission ein. 	

Die Kommission überprüft, ob die Initiative in den 	
Kompetenzbereich der EU fällt und nicht gegen die 	
Grundwerte der EU verstößt. Danach wird die Initiative 	
auf der Webseite der Kommission registriert.	

Die Initiatoren sammeln innerhalb von 12 Monaten eine 	
Million Unterschriften in mindestens einem Viertel der 	
EU-Mitgliedsstaaten (derzeit 7).	

Nach erfolgreicher Überprüfung der Unterschriften durch 
die Mitgliedsstaaten können die Initiatoren Ihre Forderungen 
in einer öffentlichen Anhörung im Europaparlament mit der 
Kommission diskutieren. Anschließend entscheidet die Kom-
mission, ob sie einen Gesetzesvorschlag dazu vorlegt.	

Am Ende entscheiden Rat und Parlament darüber, wie das 
neue Gesetz endgültig ausgestaltet wird.

Die EBI auf einen Blick
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Interview mit dem Grünen/EFA-Abgeordneten  
Gerald Häfner

Wie bürgerfreundlich ist die EBI?
„Die Kommission hatte in ihrem ursprünglichen Entwurf zur EBI zwar so hohe 
Hürden eingebaut, dass die Gefahr bestand, dass nur Brüsseler Lobbyisten das 
Instrument erfolgreich nutzen können. Wir haben es aber geschafft, viele der 
Hürden abzubauen. Jetzt haben auch organisierte Bürgerinnen und Bürger aus den 
Mitgliedsländern die Chance, ihren Anliegen in Brüssel Gehör zu verschaffen.“ 

Die Bürgerinitiative aus 
Grüner Sicht

Mit der Bürgerinitiative hat Brüssel seine Türen für die Anliegen und Forderungen 
der BürgerInnen geöffnet. Zum ersten Mal haben nicht nur Parlament und Rat, 
sondern auch die Bürgerinnen und Bürger selbst die Möglichkeit, Vorschläge zu 	
Verordnungen und Richtlinien, also EU-Gesetzen, anzustoßen. Damit haben sie 
zwar noch kein direktes Entscheidungsrecht, aber ein echtes Mitspracherecht. 	
Sie können die politische Agenda der EU beeinflussen. 

Die öffentliche Anhörung für Initiativen, die eine Million Unterschriften in sieben 
Mitgliedsländern gesammelt haben, gibt den Initiatoren die Möglichkeit, die Ent-
scheidungsträger in Brüssel direkt auf ihre Probleme und Forderungen aufmerk-
sam zu machen. Im besten Fall wird aus der Initiative dann ein Gesetzentwurf, im 
schlechtesten Fall erregt sie zumindest öffentliche Aufmerksamkeit. Die EU wird 
dadurch in Zukunft mehr auf ihre Bürgerinnen und Bürger hören müssen.

Was kann die EBI bewirken?
UND WOZU SOLL MAN SICH DIE GANZE MÜHE MACHEN?

Der Grüne/EFA-Abgeordnete Gerald Häfner 	
war einer der Verhandlungsführer 	
des Europäischen Parlaments für die Bürgerinitiative. 
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Wie hat es das Parlament geschafft, dass die EBI einfacher zu nutzen ist?
„Das Parlament hat in den Verhandlungen mit Rat und Kommission durchgesetzt, 
dass die Anzahl von Mitgliedsländern, in denen Unterschriften gesammelt werden 
müssen, gesenkt wird. Mindestens ebenso wichtig ist, dass die Zulässigkeit von  
Initiativen gleich am Anfang überprüft wird und nicht erst nach dem Sammeln von 
300.000 Unterschriften, wie die Kommission es ursprünglich wollte. 

Stattdessen gibt es jetzt den Bürgerausschuss, der sicherstellen soll, dass nur gut 
vorbereitete Initiativen eingereicht werden und das Instrument nicht durch un-
durchdachte „Schnellschüsse“ entwertet wird.“ 

Was waren aus Grüner Sicht die wichtigsten  
Verhandlungsergebnisse? 
„Wir haben nicht nur bürokratische Stolpersteine abgebaut, sondern auch erreicht, 
dass erfolgreiche Initiativen das Recht auf eine öffentliche Anhörung erhalten. 
Dass es sich also lohnt, eine Million Unterschriften in sieben Ländern zu sammeln. 

Die Kommission wollte erfolgreiche Initiativen ursprünglich nur mit einem  
Brief abspeisen. Nun muss sie sich in einer öffentlichen Debatte direkt mit den  
Initiatoren auseinandersetzen.“ 

Gibt es auch Punkte, bei denen die Grünen gerne mehr erreicht hätten?   
„Es liegt in der Natur solcher Verhandlungen, dass wir uns nicht mit all unseren 
Forderungen durchsetzen konnten. Bei den Identitätsnummern zur Überprüfung 
von Unterschriften und bei der Altersgrenze von Unterstützern, die wir EU-weit auf 
16 Jahre heruntersetzen wollten, mussten wir Abstriche machen. Trotzdem kann 
man mit Fug und Recht behaupten, dass wir wesentlich dazu beigetragen haben, die 
EBI zu einem bürgerfreundlichen, unbürokratischen und praktikablen Instrument zu 
machen.“

Die EBI ist für die Grünen also ein Erfolg?
„Definitiv! Trotz des vielen Gegenwinds am Anfang haben wir es geschafft, die 
anderen Fraktionen im Parlament, den Rat und die Kommission in vielen Punkten zu 
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überzeugen. Ohne uns gäbe es weder das Anhörungsrecht, noch hätte die Kommis-
sion die Pflicht, eine Kontaktstelle für Anfragen und Beratung der Bürgerinnen und 
Bürger zur EBI einzurichten. Dass es jetzt mehr Gerechtigkeit bei der Mindestzahl 
der Unterschriften pro Land gibt, geht ebenfalls auf unsere Initiative zurück.“ 

Wie geht es weiter?
„Die ersten Initiativen werden im April 2012 starten, wenn auch in den Mitglieds-
ländern alle rechtlichen Voraussetzungen für die EBI geschaffen sind. Dann müssen 
wir sehen, wir gut das Instrument in der Praxis funktioniert. Drei Jahre später 
werden die EBI-Regeln evaluiert und, wenn nötig, nachgebessert.“ 

Das wollte die  
Kommission

Das haben wir Grünen mit  
dem Europaparlament  
durchgesetzt

Bürgerausschuss Initiativen können von 
Einzelpersonen eingereicht 
werden
ABER: 

Initiativen können nur von einem 	
Bürgerausschuss (7 Personen aus 	
7 Mitgliedsländern) eingereicht werden
DAFÜR: 

Zulässigkeitsprüfung Prüfung der Zulässigkeit 
einer Initiative erst nach 
300.000 Unterschriften

Prüfung vor Beginn der Unterschriften-
sammlung

Anzahl der Mitgliedsländern 
aus denen Unterschriften 
gesammelt werden müssen

1/3 (derzeit 9 Länder) 1/4 (derzeit 7 Länder)

Open-source-Software für 
die Online-Sammlung

nicht vorgesehen wird von der Kommission entwickelt

Öffentliche Anhörung nicht vorgesehen Anhörung im Europaparlament gemeinsam 
mit der Kommission

Beratung und Hilfe nicht vorgesehen Kommission richtet eine Kontaktstelle für 
Beratung und Fragen ein
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Welche Beteiligungsrechte 
haben EU-BürgerInnen  
sonst noch? 

Konsultationen
Wer mit dem Gedanken spielt, eine EBI zu starten, sollte zunächst einmal auf 
die Internetseite der EU-Kommission schauen. Denn egal, ob es nun um Raum-
fahrt geht, um die Mehrwertsteuer oder den Vogelschutz - hier hat jeder die 
Gelegenheit, die Politik der EU bereits im Frühstadium mit zu gestalten. Bevor 
die Kommission ein neues EU-Gesetz, also etwa eine Richtlinie vorschlägt, gibt 
sie Verbänden, NGOs, Unternehmen aber auch nicht-organisierten Bürgerinnen 
und Bürgern die Möglichkeit, dazu Stellung zu nehmen. Bei besonders wichtigen 
Gesetzesinitiativen organisiert sie zusätzlich eine öffentliche Anhörung. Die 	
gebündelten Meinungen fließen dann in die Gesetzesvorlage mit ein.  

 ec.europa.eu/yourvoice/consultations/index_de.htm 

Petitionen 
EU-Bürgerinnen und –Bürger sowie Angehörige aus Drittstaaten können sich 	
mit Beschwerden direkt an das Parlament wenden. Die meisten Petitionen be
treffen dabei die Anwendung des EU-Rechts durch nationale oder lokale Be
hörden. Wer also der Meinung ist, dass die Fabrik gleich hinter der Grenze im 
Nachbarland gegen EU-Umweltnormen verstößt, kann direkt an den Petitions
ausschuss des Europaparlaments schreiben. Voraussetzung ist, dass das Thema 	
der Beschwerde in den Zuständigkeitsbereich der EU fällt und dass der Petent / 	
die Petentin persönlich betroffen ist. Auch Massenpetitionen sind zulässig. 

Das Parlament kann die EU-Kommission dann auffordern, das Problem zu lösen, 
und sich, wenn nötig, für eine Änderung des EU-Rechts einsetzen. Wer allerdings 
ein Thema auf die EU-Agenda bringen will, das bisher noch von keiner Brüsseler 
Richtlinie geregelt wird, sollte eher auf die neue EBI zurückgreifen.

 �www.europarl.europa.eu/parliament/public/staticDisplay.do? 
language=DE&id=49
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Wahlen und Abgeordnete
Die allgemeinste Form, direkten Einfluss auf die Brüsseler Politik zu nehmen, be-
steht seit 1979 in den Wahlen zum Europäischen Parlament. Alle fünf Jahre sind 
die Bürgerinnen und Bürger in den 27 EU-Mitgliedstaaten dazu aufgerufen, die 
751 (derzeit noch 736) Sitze des Europaparlaments neu zu besetzen. Die Abgeord-
neten haben aber auch zwischen den Wahlen ein offenes Ohr für ihre Wählerin-
nen und Wähler. Wer eine EBI anstoßen will, tut deshalb gut daran, sich auch an 
seine Vertreter im Europaparlament zu wenden – am besten gezielt an diejenigen, 
die zum gleichen Themenbereich arbeiten. Sie können mit gutem Rat zur Seite 
stehen und so helfen, die Erfolgsaussichten einer EBI zu verbessern. 

Die Liste der Grünen Europaabgeordneten und ihrer Themenschwerpunkte findet 
sich hier:

 www.greens-efa.eu/members/42-all-members.html 

Vorbereitung  
einer Gesetzes

initiative

GesetzGebungs
prozess

Beratung und  
Verabschiedung 

des Gesetzes 
(Richtlinie,  
Verordnung 

etc.)

Gesetzes- 
vorschlag

Umsetzung der 
Richtlinie 

Konsultation

Beteiligungs-
möglichkeiten 
der Bürger-
Innen

(es gibt  
bisher keinen  

EU-Bürger
entscheid)

BürgeR‑ 
initiative 

Petition

ZUSTÄNDIGE  
INSTITUTIONEN

Europa
parlament  

und Rat 

Mitglieds-
länder

Europäische Kommission
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Bürgerbeauftragter
Übertriebene Geheimnistuerei, Amtsmissbrauch oder Briefe, die monatelang 	
unbeantwortet bleiben - gegen solche typischen Phänomene einer bürgerun-
freundlichen Verwaltung kann sich jeder EU-Bürger und jede EU-Bürgerin zur 
Wehr setzen,  indem er oder sie sich an den europäischen  Bürgerbeauftragten 
wendet. Seit 1995 soll der vom Europaparlament gewählte Ombudsmann dafür 
sorgen, dass sich die Institutionen der EU im Kontakt mit den Bürgern und Bürge-
rinnen korrekt verhalten. Und obwohl er dabei über keinerlei juristisch bindende 
Instrumente verfügt, reicht eine öffentliche Rüge des Ombudsmanns oft aus, um 
die Bürokratie zur Räson zu rufen. Dass der Bürgerbeauftragte keine Alternative 
zu einer EBI darstellt, liegt dennoch auf der Hand: Denn der Ombudsmann 
kümmert sich nur um konkrete Probleme mit der EU-Verwaltung, nicht um 	
Vorschläge für eine bessere Politik. 

 www.ombudsman.europa.eu

■■ Auf den Internetseiten der Kommission gibt es einen ausführlichen 	
Fragen-und-Antworten-Katalog zur EBI:    ec.europa.eu/dgs/
secretariat_general/citizens_initiative/index_de.htm
Spätestens Anfang 2012 wird die Kommission auch die Seiten zur Registrierung 
einer EBI online stellen. 

■■ Die Europagrünen halten auf dieser Seite über die EBI auf dem Laufenden: 
 www.eci-greens-efa.net

■■ Wer mehr über die Entstehung und den Kontext der EBI lesen will: Die Green 
European Foundation hat ein „Handbuch zur Europäischen Bürgerinitiative“ 
herausgegeben, das man hier bestellen kann:    www.gef.eu

■■ Generelle Informationen zur Bürgerbeteiligung in Europa und Wissenswertes 
zur EBI bieten diese beiden Organisationen:
– Initiative and Referendum Institute Europe:    www.iri-europe.org
– Democracy International:    www.democracy-international.org

■■ Augen auf im Internet: Diverse Organisationen planen ausführliche Handlungs-
anleitungen für die Organisatoren einer EBI; sie waren bei Redaktionsschluss 
für diese Broschüre nur noch nicht fertig.  

Wo kann ich mich weiter  
informieren?  
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